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Sitzung des Ortsbeirates Südliche Innenstadt 

Die Mitglieder des Ortsbeirates Südliche Innenstadt treten am  

Dienstag, 16. Januar 2024, 15 Uhr, 

Aula BBS Wirtschaft I, Mundenheimer Straße 220, 

zu einer öffentlichen Sitzung zusammen. 

T a g e s o r d n u n g 

Öffentliche Sitzung 

1. Einwohnerfragestunde 

2. Bericht Ortsvorsteher 

3. Informationen zum aktuellen Stand der kommunalen Wärmeplanung in Ludwigshafen 

4. Antrag der CDU-Ortsbeiratsfraktion 

Ausweisung möglicher Parkplätze in der südlichen Innenstadt und Sachstand Parkraumkon-

zept 

5. Antrag Ortsbeiratsfraktion Grünes Forum Südliche Innenstadt 

Schutzpfosten für Jungbäume 

6. Antrag der CDU-Ortsbeiratsfraktion 

Verbleib des gesicherten Übergangs Rheinallee/Gneisenaustraße durch Baustellenampel 

7. Antrag Ortsbeiratsfraktion Grünes Forum Südliche Innenstadt 

Reflektorstreifen des Radweges in der Mundenheimer Straße 

8. Antrag der CDU-Ortsbeiratsfraktion 

Information über Zeitablauf und Baufortschritt für die Gebrüder-Grimm-Schule 

http://www.ludwigshafen.de/buergernah/rathaus/amtsblatt/
http://www.ludwigshafen.de/buergernah/rathaus/amtsblatt/


 

9. Antrag Ortsbeiratsfraktion Grünes Forum Südliche Innenstadt 

Standorte für Kindertagesstätten und Grundschulen 

10. Antrag der CDU-Ortsbeiratsfraktion 

Fußgängerüberweg in der Roonstraße 

11. Antrag Ortsbeiratsfraktion Grünes Forum Südliche Innenstadt 

Alarmanlage und Überwachungskamera für die Albert-Schweitzer-Schule 

12. Antrag Ortsbeiratsfraktion Grünes Forum Südliche Innenstadt 

Verhinderung von KFZ-Parken auf dem Rad-und Gehweg in der Berliner Straße 

13. Antrag Ortsbeiratsfraktion Grünes Forum Südliche Innenstadt 

Umsetzung des Müllcontainers auf dem Schützenplatz 

14. Anfrage Ortsbeiratsfraktion Grünes Forum Südliche Innenstadt 

Voraussetzung zur Änderung von Grundschulbezirken 

15. Anfrage Ortsbeiratsfraktion Grünes Forum Südliche Innenstadt 

Nachpflanzung von Bäumen im Stadtpark 

16. Anfrage Ortsbeiratsfraktion Grünes Forum Südliche Innenstadt 

Sachstand der Baustelle  Rheinallee/ Ecke Yorckstraße 

Ludwigshafen am Rhein, 10.01.2024 

gez. 

Christoph Heller 

Ortsvorsteher 

 

Satzung 

Aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung (Gemo) für Rheinland-Pfalz i. d. F. vom 31.01.1994 (GVBl. 

S. 153), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.05.2023 (GVBl. S. 133) sowie der §§ 2 Abs. 1 und 10a 

Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes für Rheinland-Pfalz (KAG) vom 20.06.1995 (GVBl. S. 175) zu-

letzt geändert durch Gesetz vom 19.05.2022 (GVBl. S. 207) erlässt die Stadt Ludwigshafen am Rhein 

auf Beschluss des Stadtrates vom 11.12.2023 folgende Satzung: 

INHALTSÜBERSICHT: 

§ 1 Erhebung von Ausbaubeiträgen 

§ 2 Beitragsfähige Verkehrsanlagen 

§ 3 Ermittlungsgebiete 

§ 4 Gegenstand der Beitragspflicht 

§ 5 Gemeindeanteil 

§ 6 Beitragsmaßstab 

§ 7 Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke 

§ 8 Entstehung des Beitragsanspruches 

§ 9 Vorausleistungen 

§ 10 Ablösung des Ausbaubeitrages 

§ 11 Beitragsschuldner 

§ 12 Veranlagung und Fälligkeit 

§ 13 Übergangs- bzw. Verschonungsregelung 

§ 14 Öffentliche Last 

§ 15 In-Kraft-Treten 



 

§1 - Erhebung von Ausbaubeiträgen 

(1) Die Stadt Ludwigshafen erhebt wiederkehrende Beiträge für die Herstellung und den Ausbau von 

Verkehrsanlagen nach den Bestimmungen des KAG und dieser Satzung. 

(2) Ausbaubeiträge werden für alle Maßnahmen an Verkehrsanlagen, die der Erneuerung, der Erweite-

rung, dem Umbau oder der Verbesserung dienen, erhoben.  

1. "Erneuerung" ist die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise unbrauchbaren, ab-

genutzten oder schadhaften Anlage in einen dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis genügenden Zu-

stand,  

2. "Erweiterung" ist jede flächenmäßige Vergrößerung einer fertiggestellten Anlage oder deren Ergän-

zung durch weitere Teile,  

3. "Umbau" ist jede nachhaltige technische Veränderung an der Verkehrsanlage,  

4. "Verbesserung" sind alle Maßnahmen zur Hebung der Funktion, der Änderung der Verkehrsbedeu-

tung i.S. der Hervorhebung des Anliegervorteiles sowie der Beschaffenheit und Leistungsfähigkeit einer 

Anlage. 

(3) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für die Herstellung von Verkehrsanlagen, die nicht 

nach dem Baugesetzbuch (BauGB) beitragsfähig ist.  

(4) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht, soweit Kostenerstattungsbeträge nach §§ 135 a-c 

BauGB zu erheben sind. 

(5) Ausbaubeiträge nach dieser Satzung werden nicht erhoben, wenn die Kosten der Beitragserhebung 

außer Verhältnis zu dem zu erwartenden Beitragsaufkommen stehen. 

§ 2 - Beitragsfähige Verkehrsanlagen 

(1) Beitragsfähig ist der Aufwand für die öffentlichen Straßen, Wege und Plätze sowie für selbstständige 

Fuß- und Radwege. 

(2) Nicht beitragsfähig ist der Aufwand für Brückenbauwerke, Tunnel und Unterführungen mit den da-

zugehörigen Rampen, mit Ausnahme des Aufwands für Fahrbahndecke und des Fußwegbelages. 

§ 3 - Ermittlungsgebiete 

(1) Sämtliche zum Anbau bestimmte Verkehrsanlagen folgender Gebiete bilden jeweils einheitliche öf-

fentliche Einrichtungen (Abrechnungseinheiten), wie sie sich aus dem als Anlage 1 beigefügten Plan 

ergeben. 

Abrechnungseinheit 01 – Süd 

Abrechnungseinheit 02 – Nord 

Abrechnungseinheit 03 – Friesenheim 

Abrechnungseinheit 04 – Oppau 

Abrechnungseinheit 05 – Gartenstadt 

Abrechnungseinheit 06 – Mundenheim 

Abrechnungseinheit 07 – Oggersheim  

Abrechnungseinheit 08 – Rheingönheim 

Abrechnungseinheit 09 – Maudach 

Abrechnungseinheit 10 – Ruchheim 

Abrechnungseinheit 11 – Mitte 

Abrechnungseinheit 12 – West 

Abrechnungseinheit 13 – Edigheim  



 

Abrechnungseinheit 14 – Pfingstweide 

Abrechnungseinheit 15 – Notwende 

Abrechnungseinheit 16 – Nachtweide 

Die Begründung für die Ausgestaltung der einheitlichen öffentlichen Einrichtungen ist dieser Satzung 

als Anlage 2 beigefügt. 

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird für die eine Abrechnungseinheit bildenden Verkehrsanlagen nach 

dem Durchschnitt der im Zeitraum von drei Jahren zu erwartenden Investitionsaufwendungen in den 

Abrechnungseinheiten nach Abs. 1 ermittelt. Der jeweils sich hieraus ergebende Beitragssatz pro Quad-

ratmeter und Jahr kann durch gesonderte Satzung festgelegt werden. 

§ 4 - Gegenstand der Beitragspflicht 

Der Beitragspflicht unterliegen alle baulich, gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise nutzbaren 

Grundstücke, die die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit einer Zufahrt oder eines Zugangs zu einer 

in der Abrechnungseinheit gelegenen Verkehrsanlage haben. 

§ 5 - Gemeindeanteil 

Der Gemeindeanteil beträgt in der Abrechnungseinheit 

01 – Süd     30 % 

02 – Nord     30 % 

03 – Friesenheim    30 % 

04 – Oppau     25 % 

05 – Gartenstadt    25 % 

06 – Mundenheim    25 % 

07 – Oggersheim     25 % 

08 – Rheingönheim     25 % 

09 – Maudach      25 % 

10 – Ruchheim      25 % 

11 – Mitte      30 % 

12 – West     25 % 

13 – Edigheim      25 % 

14 – Pfingstweide    23 % 

15 – Notwende      22 % 

16 – Nachtweide     20 % 

§ 6 - Beitragsmaßstab 

(1) Maßstab ist die Geschossfläche. Die Berechnung erfolgt durch Vervielfachung der Grundstücks-

fläche mit der Geschossflächenzahl. 

(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt: 

 1. In beplanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. Ist das Grundstück nur teilweise 

überplant und ist der unbeplante Grundstücksteil dem Innenbereich nach § 34 BauGB zuzu-

ordnen, gilt als Grundstücksfläche die Fläche des Buchgrundstücks; Nr. 2 ist ggf. entspre-

chend anzuwenden. 

 2. Liegen Grundstücke innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB), 

sind zu berücksichtigen: 

  a) bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Fläche von dieser bis zu 

einer Tiefe von 40 m. 



 

  b) bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber durch ei-

nen eigenen Weg oder durch einen Zugang verbunden sind (Hinterliegergrundstück), die 

Fläche von der zu der Verkehrsanlage hin liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe 

von 40 m.  

  c) Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung darstellen, bleiben bei 

der Bestimmung der Grundstückstiefe nach a) und b) unberücksichtigt.  

  d) Sind die jenseits der nach a) und b) angeordneten Tiefenbegrenzungslinie liegenden 

Grundstücksteile aufgrund der Umgebungsbebauung baulich oder in ähnlicher Weise 

selbständig nutzbar (Hinterbebauung in zweiter Baureihe), wird die Fläche bis zu einer 

Tiefe von 80 m zugrunde gelegt. 

Sind die hinteren Grundstücksteile nicht in diesem Sinne selbständig nutzbar und geht 

die tatsächliche bauliche, gewerbliche, industrielle oder ähnliche Nutzung der innerhalb 

der Tiefenbegrenzung liegenden Grundstücksteile über die tiefenmäßige Begrenzung 

nach a) und b) hinaus, so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze 

der tatsächlichen Nutzung. 

Wird ein Grundstück jenseits der in Satz 1 angeordneten erhöhten Tiefenbegrenzungsli-

nie tatsächlich baulich, gewerblich, industriell oder ähnlich genutzt, so verschiebt sich die 

Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der tatsächlichen Nutzung. 

(3) Für die Berechnung der Geschossfläche nach Abs.1 gilt: 

 1. In beplanten Gebieten ist die zulässige Geschossfläche aus den Festsetzungen des Bebau-

ungsplanes abzuleiten. 

 2. Ist statt einer Geschossflächenzahl nur eine Baumassenzahl festgesetzt, ist diese zur Ermitt-

lung der Geschossflächenzahl durch 3,5 zu teilen. Ist keine Geschossflächenzahl und keine 

Baumassenzahl, aber eine Grundflächenzahl und die Gebäudehöhe festgesetzt, gilt das Vielfa-

che aus der Grundflächenzahl und dem Quotienten aus der Gebäudehöhe und der Zahl 3,0 

Bruchzahlen werden auf eine Stelle hinter dem Komma kaufmännisch auf- oder abgerundet. 

 3. Soweit kein Bebauungsplan besteht oder die nach Nr. 2 erforderlichen Festsetzungen nicht ent-

hält, gelten für die Berechnung der Geschossfläche folgende Geschossflächenzahlen: 

  a) Wohn-, Misch-, Dorf- und Ferienhausgebiete bei 

   einem zulässigen Vollgeschoss      0,5 

   zwei zulässigen Vollgeschossen     0,8 

   drei zulässigen Vollgeschossen      1,0 

   vier und fünf zulässigen Vollgeschossen    1,1 

   sechs und mehr zulässigen Vollgeschossen    1,2 

  b) Kern- und Gewerbegebiete bei einem zulässigen Vollgeschoss  1,0 

   zwei zulässigen Vollgeschossen     1,6 

   drei zulässigen Vollgeschossen      2,0 

   vier und fünf zulässigen Vollgeschossen    2,2 

   sechs und mehr zulässigen Vollgeschossen    2,4 

 Als zulässig im Sinne von a) und b) gilt für die auf den Grundstücken in der näheren Umge-

bung überwiegend vorhandene Zahl der Vollgeschosse oder, soweit Bebauungsplanfestset-

zungen für diese Grundstücke erfolgt sind, die dort festgesetzten Vollgeschosse. 

  c) Industrie- und sonstige Sondergebiete     2,4 

  d) Wochenendhaus- und Kleingartengebiete    0,2 



 

  e) Kleinsiedlungsgebiete       0,5 

  f) Campingplatzgebiete       0,4 

  g) Kann eine Zuordnung zu einem der in Buchstaben a) bis f) genannten Baugebietsty-

pen nicht vorgenommen werden (diffuse Nutzung), wird bei bebauten Grundstücken 

auf die vorhandene Geschossfläche, bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken 

auf das in der näheren Umgebung des Grundstücks überwiegend vorhandene Nut-

zungsmaß abgestellt.  

 4. Bei Grundstücken, für die der Bebauungsplan 

  a) Gemeinbedarfsflächen ohne Festsetzung einer Geschossflächenzahl oder anderer 

Werte, anhand derer die Geschossfläche nach den vorstehenden Regelungen festge-

stellt werden könnte, vorsieht, 

  b) nur gewerbliche Nutzung ohne Bebauung oder eine im Verhältnis zur gewerblichen Nut-

zung untergeordnete Bebauung zulässt, gilt 0,5 als Geschossflächenzahl. 

 5. Bei Grundstücken mit Friedhöfen, Freibädern, Sport-, Fest- und Campingplätzen sowie sonsti-

gen Anlagen, die nach ihrer Zweckbestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt 

werden können, gilt 0,5 als Geschossflächenzahl 

 6. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, gilt die aus 

den Regelungen des Bebauungsplanes abgeleitete Garagen- oder Stellplatzfläche. Soweit 

keine Festsetzungen erfolgt sind, gilt 0,5 als Geschossflächenzahl. 

 7. Bei Grundstücksflächen, die im Geltungsbereich von Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB lie-

gen, werden zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend angewandt, wie 

sie bestehen für 

  a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung keine Bestimmungen über das zulässige 

Nutzungsmaß getroffen ist, 

  b) die unbeplanten Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das zuläss

   ige Nutzungsmaß enthält. 

 8. Ist die tatsächliche Geschossfläche größer als die nach den vorstehenden Regelungen berech-

nete, so ist diese zugrunde zu legen. 

(4) Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten wird die nach den vorstehenden Rege-

lungen ermittelte und gewichtete Grundstücksfläche um 20 v.H. erhöht. Dies gilt entsprechend für aus-

schließlich gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzte Grundstücke in sonstigen Baugebie-

ten. 

Bei teilweise gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzten Grundstücken (gemischt genutzte 

Grundstücke) in sonstigen Baugebieten erhöhen sich die Maßstabsdaten um 10 v.H. 

§ 7 - Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke 

(1) Grundstücke, die sowohl von einer nach § 13 dieser Satzung verschonten Verkehrsanlage erschlos-

sen sind als auch von einer oder mehreren weiteren Verkehrsanlage(n) der Abrechnungseinheit er-

schlossen sind, werden nur mit 50 % ihrer gewichteten Grundstücksfläche angesetzt. 

(2) Kommt für eine oder mehrere der Verkehrsanlagen nach Abs. 1 die Tiefenbegrenzung nach § 6 Abs. 

2 dieser Satzung zur Anwendung, gilt die Regelung des Abs. 1 nur für die sich überschneidenden 

Grundstücksteile. 

 



 

§ 8 - Entstehung des Beitragsanspruches 

Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31. Dezember für das abgelaufene Jahr. 

§ 9 Vorausleistungen 

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Stadt Ludwigshafen Vorausleistungen auf 

wiederkehrende Beiträge erhoben werden. 

(2) Die Vorausleistungen werden nach der voraussichtlichen Beitragshöhe für das laufende Jahr be-

messen. 

§ - 10 Ablösung des Ausbaubeitrages 

Die Ablösung wiederkehrender Beiträge kann jederzeit für einen Zeitraum von bis zu 10 Jahren verein-

bart werden. Der Ablösung wird unter Berücksichtigung der zu erwartenden Kostenentwicklung die ab-

gezinste voraussichtliche Beitragsschuld zugrunde gelegt. 

§ 11 - Beitragsschuldner 

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer 

oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstückes ist.  

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner. 

§ 12 Veranlagung und Fälligkeit 

(1) Die wiederkehrenden Beiträge und die Vorausleistungen darauf werden durch schriftlichen Bescheid 

festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. Vorausleistungen sind 

dabei als solche zu kennzeichnen. 

(2) Die Grundlagen für die Festsetzung wiederkehrender Beiträge kann durch besonderen Bescheid 

(Feststellungsbescheid) festgestellt werden. 

(3) Für Abgabenschuldner, die für das Kalenderjahr die gleiche Abgabe wie im Vorjahr zu entrichten 

haben, kann die Abgabe durch öffentliche Bekanntmachung festgesetzt werden; für diese Abgaben-

schuldner treten mit dem Tage der öffentlichen Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, wie 

wenn ihnen an diesem Tage ein schriftlicher Abgabenbescheid zugegangen wäre. 

§ 13 - Übergangs- bzw. Verschonungsregelung 

(1) Gemäß § 10a Abs. 6 KAG wird festgelegt, dass Grundstücke, vorbehaltlich § 7 Absätze 1 und 2 

dieser Satzung, erstmals bei der Ermittlung des wiederkehrenden Beitrages berücksichtigt und bei-

tragspflichtig werden, nach  

a) 15 Jahren bei kompletter Herstellung der Verkehrsanlage,  

b) 11 Jahren bei Herstellung der Fahrbahn,  

c)   7 Jahren bei Herstellung des Gehweges,  

d)   4 Jahren bei Herstellung der Beleuchtung bzw. durchgeführten Veranlagungen für Grunderwerb, 

Straßenoberflächenentwässerungskosten oder anderer Teilanlagen.  

Die Übergangsregelung bei Maßnahmen nach den Buchst. a) bis d) gilt auch bei der Erneuerung, der 

Erweiterung, dem Umbau und der Verbesserung von Verkehrsanlagen. Erfassen eine oder mehrere 

Maßnahmen mehrere Teileinrichtungen, so findet eine Addition der unter den Buchstaben b) bis d) 

aufgeführten Verschonungsfristen nicht statt; es gilt dann die jeweils erreichte höhere Verschonungs-

dauer. 



 

Die Übergangsregelung beginnt jeweils zu dem Zeitpunkt, in dem die sachlichen Beitragspflichten für 

die Erschließungsbeiträge nach dem BauGB bzw. für die Ausbaubeiträge nach dem KAG entstanden 

sind.  

(2) Erfolgte die Herstellung der Verkehrsanlage aufgrund von Verträgen (insbes. Erschließungsver-

träge), so wird gem. § 10 a Abs. 6 Satz 1 KAG die Verschonungsdauer auf 15 Jahre festgesetzt. Die 

Übergangsregelung gilt ab dem Zeitpunkt, in dem die Prüfung der Abrechnung der vertraglichen Leis-

tung erfolgt ist. 

(3) Für den Fall, dass Grundstücke in einem förmlich festgelegten Sanierungsgebiet zu Ausgleichsbe-

trägen herangezogen werden bzw. worden sind, wird gem. § 10 a Abs. 6 Satz 1 KAG eine Verschonung 

eingeräumt, welche anhand einer gesonderten Satzungsregelung festzulegen ist. 

§ 14 - Öffentliche Last 

Der wiederkehrende Straßenausbaubeitrag liegt als öffentliche Last auf dem Grundstück. 

§ - 15 In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft und ersetzt die Satzung vom 01.01.1996. 

Soweit Beitragsansprüche nach vorhergehenden Satzungen entstanden sind, bleiben diese hiervon un-

berührt und es gelten insoweit für diese die bisherigen Regelungen weiter. 

Ludwigshafen am Rhein, den 13.12.2023 

Stadtverwaltung 

gez. 

Jutta Steinruck 

Oberbürgermeisterin 

Anlage 1: Plan 

 



 

Anlage 2: Begründung der Abrechnungseinheiten 

Anlage 2 

Vorbemerkung: 

Begründung zu den gebildeten Abrechnungsgebieten gem. § 10 a Abs. 1 KAG 

Die Stadt Ludwigshafen ist gehalten, bei deutlich getrennt liegenden Gebietsteilen bei der Erhe-

bung wiederkehrender Straßenausbaubeiträge getrennte Abrechnungsgebiete zu bilden, wäh-

rend bei zusammenhängenden Gebietsteilen jeweils die Bildung einer einheitlichen Abrech-

nungseinheit grundsätzlich möglich ist. Insoweit muss gewährleistet sein, dass der beitrags-

pflichtige Grundstückseigentümer durch den Straßenausbau einen hinreichend konkret zure-

chenbaren Vorteil erfährt. Es sollte daher eine Nähe zwischen den beitragsfähigen Maßnahmen 

einerseits und den beitragspflichtigen Grundstücken andererseits sichergestellt sein. Bei der 

Frage der Bildung der Abrechnungsgebiete geht es also letztlich darum, "eine Nähe des Bei-

tragspflichtigen zum Aufwand zu gewährleisten."1  

Bei den zu bildenden Abrechnungseinheiten ist daher zu prüfen und zu berücksichtigen, ob es sich 

jeweils um ein zusammenhängendes Gebiet im Sinne des Verfassungsrechts unter Berücksichtigung 

der hierzu ergangenen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts sowie des einschlägigen Lan-

desrechts (§ 10 a KAG) und der hierzu ergangenen Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts 

Rheinland-Pfalz handelt. 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss des Ersten Senats vom 25. Juni 2014 (1 BvR 

668/10 und 1 BvR 2104/10) den Wiederkehrenden Straßenausbaubeitrag in Rheinland-Pfalz bestätigt 

unter der Maßgabe, dass die beitragspflichtigen Grundstücke einen konkret zurechenbaren Vorteil er-

fahren. 

"Ob die herangezogenen Grundstücke einen konkret zurechenbaren Vorteil von dem Ausbau und der 

Erhaltung einer Verkehrsanlage haben, hängt dabei nicht von der politischen Zuordnung eines Gebiets, 

sondern vor allem von den tatsächlichen örtlichen Gegebenheiten ab, etwa der Größe, der Existenz 

eines zusammenhängenden bebauten Gebiets, der Topographie wie der Lage von Bahnanlagen, Flüs-

sen und größeren Straßen oder der typischen tatsächlichen Straßennutzung. Dabei dürfte in Großstäd-

ten die Aufteilung der Verkehrsanlagen in mehrere abgrenzbare Gebietsteile regelmäßig erforderlich 

und unbeschadet des ansonsten bestehenden Satzungsermessens die Annahme einer einheitlichen 

öffentlichen Einrichtung ausgeschlossen sein; in kleinen Gemeinden - insbesondere solchen, die aus 

nur einem kleinen, zusammenhängend bebauten Ort bestehen - werden sich einheitliche öffentliche 

Einrichtung und Gemeindegebiet dagegen häufig decken." 

Dem folgend hat die gesetzliche Neureglung in § 10 a Abs. 1 KAG vorgesehen: 

"Als Grundlage für die Erhebung wiederkehrender Beiträge werden von den Gemeinden durch Satzung 

einheitliche öffentliche Einrichtungen festgelegt, die durch das Zusammenfassen mehrerer, in einem 

abgrenzbaren und räumlich zusammenhängenden Gebietsteil liegender Verkehrsanlagen des Gemein-

degebietes gebildet werden. Ein räumlicher Zusammenhang wird in der Regel nicht durch Außenbe-

reichsflächen von untergeordnetem Ausmaß oder topografische Merkmale wie Flüsse, Bahnanlagen 

oder klassifizierte Straßen, die ohne großen Aufwand gequert werden können, aufgehoben." 

 

 

 

                                                      
1 OVG RP, Urteil vom 25.8.2010, 6 A 10505/10.OVG, mit Hinweis auf OVG RP, 6 C 10601/07.OVG, AS 35, 209, DVBl 2008, 

135, ESOVGRP, juris 



 

Was trennt Gebiete voneinander? 

Trennung durch Außenbereich 

Liegen Gebiets- bzw. Ortsteile einen oder gar mehrere Kilometer voneinander getrennt, so versteht es 

sich von selbst, dass kein zusammenhängendes Gebiet vorliegt.2  

Von Außenbereichsflächen von eher unbedeutendem Ausmaß, die einen insoweit zusammenhängen-

den Ort im Allgemeinen nicht trennen, kann z.B. (noch) bei einer Baulücke von vier unbebauten Bau-

grundstücken gesprochen werden.3  

Aber: Nicht jede Außenbereichsfläche trennt! 

In diesem Zusammenhang ist auch zu beachten, dass eine Trennung bzw. Aufteilung in zwei Abrech-

nungsgebiete bei einer dazwischen liegenden Außenbereichsfläche von nur unbedeutendem Umfang 

zur Nichtigkeit der Satzung führen kann.4 

Eine Außenbereichsfläche von nur unbedeutendem Umfang trennt eine zusammenhängende Bebau-

ung auch dann nicht, wenn es an einer rechtlich gesicherten Querungsmöglichkeit der Außenbereichs-

fläche fehlt.5  

Bei der Frage einer etwaigen Trennung durch einen Außenbereich kommt es also nicht darauf an, ob 

eine wegemäßige Verbindung zwischen den beiden durch den Außenbereich getrennten Gebieten 

vorhanden ist. 

Flüsse, größere Straßen und Bahnanlagen 

Hier sieht der neugefasste § 10 a Abs. 1 KAG vor, dass der räumliche Zusammenhang in der Regel 

nicht durch topografische Merkmale wie Flüsse, Bahnanlagen oder klassifizierte Straßen, die ohne gro-

ßen Aufwand gequert werden können, aufgehoben wird. 

Ebenso wie bei den Gewässern ist bei größeren Straßen und Bahnlinien also zu prüfen und zu beach-

ten, ob diese ohne größeren Aufwand gequert werden können. Neben dem Kraftfahrzeugverkehr ist 

dabei insbesondere auch der fußläufige Verkehr, also die Möglichkeit der Querung durch Fußgänger, 

ins Auge zu fassen. 

In diesem Zusammenhang wird in der Gesetzesbegründung (LT-DS 17/11739) ausgeführt: 

"Angesichts der hohen Mobilität werden die Verkehrsanlagen in kleinen und mittelgroßen Gemeinden 

und Städten häufig von sämtlichen Anliegern intensiv genutzt. (…) An die verbindende Wirkung von 

Querungsmöglichkeiten sind mit Blick auf die große Flexibilität des Anliegerverkehrs keine zu hohen 

Anforderungen zu stellen. (…)" 

Hinsichtlich der Querungsmöglichkeiten ist auch zu beachten, wie groß die Gebiete sind, welche durch 

die Zäsur möglicherweise eine Trennung erfahren. Hierzu hat das OVG RP festgehalten: "An die unge-

hinderten Querungsmöglichkeiten einer solchen Zäsur sind umso höhere Anforderungen zu stellen, je 

größer die Gebietsteile sind, die von ihr getrennt werden. Insoweit ist die jeweilige örtliche Situation 

entscheidend (…)"“6 

 

 

                                                      
2 OVG RP, Urt. v. 18.10.2017, 6 A 11862/16.OVG 
3 OVG RP, Urt. v. 30.6.2015, 6 A 11016/14.OVG; s.a. Urt. v. 14.7.2020, 6 A 11665/19.OVG; Urt. v. 15.12.2020, 10352720.OVG 
4 so VG Koblenz zu Erpel, Urteil vom 4.3.2021, 4 K 597/20.KO; bestätigt durch OVG RP, Beschluss vom 8.10.2021, 6 A 
10526/21.OVG). 
5 vgl. OVG RP, Urteile vom 15. Dezember 2020 – 6 A 10352/20.OVG –, UA S. 9, und vom 14. Juli 2020 – 6 A 11666/19.OVG –, 
juris, Leitsatz Nr. 3 
6 OVG RP, Urteil vom 4.6.2019, 6 A 11610/18.OVG 



 

Mögliche Trennung durch Ortsbezirks- und Gemarkungsgrenzen 

Die Frage, ob in einem zusammenhängend bebauten Gebiet Ortsbezirks- oder Gemarkungsgrenzen 

als Aufteilungskriterium herangezogen werden können, hat das OVG Rheinland-Pfalz in seinem Urteil 

vom 12.12.2018 mit deutlicher Klarheit bejaht. In den Leitsätzen zu dieser Entscheidung wurde festge-

halten: 

"Ein kleiner, zusammenhängend bebauter Ort oder ein vergleichbarer Ortsteil darf unterschiedlichen 

Abrechnungseinheiten zur Erhebung wiederkehrender Beiträge zugewiesen werden, wenn die beiden 

Bereiche aus rechtlichen Gründen voneinander abgrenzbar sind. Die Abgrenzbarkeit von Gebietsteilen 

i. S. d. § 10a Abs. 1 Satz 2 KAG kann sich aus der Aufteilung einer Gemeinde in Ortsbezirke ergeben 

(…) Nichts anderes gilt für eine Gemarkungsgrenze, die ebenfalls eine rechtliche Trennung darstellt."7 

An dieser Rechtsprechung hat das OVG auch noch in 2020 festgehalten: "Auch nach der gesetzlichen 

Neuregelung des § 10a Abs. 1 Satz 4 KAG 2020 ist die Aufteilung einer einheitlichen öffentlichen Ein-

richtung von Anbaustraßen nach Gemarkungs- oder Ortsbezirksgrenzen nicht zwingend, wenn es sich 

um einen kleinen, zusammenhängend bebauten Ort handelt. (…) Eine solche "rechtliche Zäsur" kann 

zwar zum Anlass für die Bildung mehrerer einheitlicher öffentlicher Einrichtungen von Anbaustraßen 

genommen werden (…). Zwingend ist die Aufteilung nach Gemarkungs- oder Ortsbezirksgrenzen aber 

nicht, wenn es sich um einen kleinen, zusammenhängend bebauten Ort handelt (….)."8 

 

Gebietsgröße 

Während das BVerfG davon sprach, dass Großstädte regelmäßig aufzuteilen sind, stellte das OVG 

zunächst einen „Orientierungswert“ von (nur) 3.000 Einwohnern in den Raum.9 

Der Gesetzgeber hat sich indes dafür ausgesprochen, auch größere Abrechnungsgebiete zuzulassen. 

In der Gesetzesbegründung wird hierzu ausgeführt: „Dabei sind die örtlichen Gegebenheiten und weni-

ger die Einwohnerzahl maßgebend, sodass auch Abrechnungseinheiten vorstellbar sind, die eine Ein-

wohnerzahl von 10 000 bis 20 000 umfassen. Da die örtlichen Gegebenheiten maßgebend sind, können 

sich einheitliche öffentliche Einrichtung und Gemeindegebiet im konkreten Fall auch bei einer Gemeinde 

oder in einem Ortsteil mit mehreren tausend Einwohnern, selbst bei einem deutlichen Vielfachen davon, 

decken. Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn eine mittelgroße Gemeinde oder ein entsprechen-

der Ortsteil von einer mehrgeschossigen, dichten Bauweise geprägt ist und alle Grundstücke des Ge-

meinde- oder Ortsteilgebietes von dem Ausbau einer (gleich welcher) Verkehrsanlage der Gemeinde 

einen konkret zurechenbaren Vorteil haben. (…). Sowohl bei der individuellen Zurechenbarkeit als auch 

bei der Vermittlungsbeziehung und beim räumlichen Zusammenhang spielt die Einwohnerzahl nur eine 

untergeordnete Rolle.“ 

Nach der neueren Rechtsprechung stellt der Orientierungswert von 3.000 Einwohnern "vor allem in 

dörflichen oder kleinstädtischen Abrechnungseinheiten ein Indiz für das Bestehen der beitragsrechtlich 

erforderlichen Vorteilslage dar, während ihm bei mehrgeschossiger verdichteter Bauweise eine gerin-

gere indizielle Bedeutung zukommt."10 

Zusammenspiel von Gebietsgröße und Zäsuren 

Die Rechtsprechung der vergangenen Jahre hat gezeigt, dass je größer das potentielle Abrechnungs-

gebiet wird, desto eher sollten etwaige Zäsuren zum Anlass genommen werden, diese zur Trennung 

und zur Aufteilung in mehrere Abrechnungsgebiete wahrzunehmen. 

                                                      
7 OVG RP, Urteil vom 12.12.18; 6 A 10308/18.OVG 
8 OVG RP, Urteil vom 4.6.20, 6 C 10927/19.OVG 
9 OVG RP Beschl. v. 28.5.2018, 6 A 11120/17.OVG 
10 OVG RP Urteil vom 4.6.2020, 6 C 10927/19.OVG 



 

Allerdings hat auch diese Rechtsprechung inzwischen gewisse „Lockerungen“ erfahren. So wurde im 

rheinhessischen Saulheim ein einheitliches Abrechnungsgebiet mit 8.100 Einwohnern mit oder trotz 

einer durch den Ort verlaufenden Bahnlinie bestätigt (OVG RP, Urteil vom 20.04.2021, 6 C 

10799/20.OVG). 

Ebenso wurde in Wissen (Sieg) das Abrechnungsgebiet Zentrum mit 7.500 Einwohnern mit bzw. trotz 

Bahnlinie, Fluss und Bundesstraße bestätigt (OVG RP, Urteil vom 21.05.2021, 6 C 11404/20.OVG). 

Die Stadt Ludwigshafen legt Wert darauf, unter Berücksichtigung der dargestellten rechtlichen Gege-

benheiten topographische Zäsuren (insbesondere Bahnlinien und größere Straßen) und rechtliche Ab-

grenzungskriterien (Ortsbezirks – und Gemarkungsgrenzen) als Abgrenzungs – und Aufteilungskriterien 

zu nutzen, damit die Abrechnungsgebiete nicht zu groß ausfallen, um die Nähe von beitragsfähigem 

Aufwand und beitragspflichtigem Grundstück zu gewährleisten und den notwendigen konkret zurechen-

baren Sondervorteil für die beitragspflichtigen Grundstücke sicherzustellen. Umgekehrt gilt es, eine allzu 

kleinteilige Aufspaltung in Abrechnungsgebiete zu vermeiden, um den Solidargedanken des wiederkeh-

renden Beitrags beizubehalten.  

Die nunmehr vorgenommene Aufteilung erfolgte mit dem gebotenen Augenmaß und unter Beachtung 

der dargestellten Aspekte: 

Im Folgenden werden die voneinander abgegrenzten Gebietsteile (nachfolgend Abrechnungseinheiten 

genannt) nach § 10 a Abs. 1 Kommunalabgabengesetz –KAG- und unter Berücksichtigung der darge-

stellten Rechtsprechung des OVG Rheinland-Pfalz weiter begründet. 

Der der Satzung als Anlage 1 beigefügte Plan stellt die Abrechnungsgebiete dar. Insoweit gilt es folgen-

des zu berücksichtigen: Zur jeweils farblich markierten einheitlichen öffentlichen Einrichtung zählen die 

zum Anbau bestimmten öffentlichen beitragsfähigen Verkehrsanlagen und nach neuester Rechtspre-

chung des OVG Rheinland-Pfalz vom 05.09.2023 die möglichen beitragspflichtigen Grundstücke. 

1) Abrechnungseinheit "01 Süd" 

Die nördliche Grenze der Abrechnungseinheit 01 "Süd" bildet von Westen kommend zunächst 

die B 37 (Hochstraße Süd) und ab der Höhe des Hauptbahnhofes die ebenfalls nach Westen 

führende Bahnlinie, die trotz mehrerer Unterführungen durch ihre massive Bauweise eine deut-

liche und gravierende Zäsur darstellt. 

Im Osten wird die Abrechnungseinheit durch den Rhein begrenzt, im Westen und im Süden 

dagegen durch die Ortsbezirksgrenze, um die Abrechnungseinheiten nicht zu groß werden zu 

lassen. Die durch das Gebiet verlaufenden klassifizierten Straßen stellen keine zwingend tren-

nende Zäsur dar, da sie sowohl für den fußläufigen Verkehr als auch für den Kraftfahrzeugver-

kehr an vielen Stellen ungehindert und ohne großen Aufwand gequert werden können. 

2) Abrechnungseinheit "02 Nord" 

Die Abgrenzung der "Abrechnungseinheit 02 Nord" von den benachbarten Abrechnungseinhei-

ten erfolgt im Wesentlichen durch die Ortsbezirksgrenze, um die Abrechnungseinheiten nicht 

zu groß werden zu lassen. Im Osten wird die Abrechnungseinheit durch den Rhein begrenzt 

und im Südwesten durch die dort verlaufende Bahnlinie, die (auch durch das massive Brücken-

bauwerk) eine deutlich wahrnehmbare Zäsur darstellt. Die durch das Gebiet verlaufenden klas-

sifizierten Straßen stellen keine zwingend trennende Zäsur dar, da sie sowohl für den fußläufi-

gen Verkehr als auch für den Kraftfahrzeugverkehr an vielen Stellen ungehindert und ohne gro-

ßen Aufwand gequert werden können. Im Bereich des Werksgeländes der BASF SE erfolgt eine 

Trennung zur Abrechnungseinheit Friesenheim durch die Gemarkungsgrenze. 

 

 



 

3) Abrechnungseinheit "03 Friesenheim" 

Die Abgrenzung der "Abrechnungseinheit 03 Friesenheim" erfolgt von den benachbarten Ab-

rechnungseinheiten im Wesentlichen durch die Ortsbezirksgrenze, um die Abrechnungseinhei-

ten nicht zu groß werden zu lassen und im Übrigen im Westen durch den Außenbereich. Im 

Süden erfolgt die Abgrenzung durch die Bahn, die dort mit der Ortsbezirksgrenze identisch ist. 

Innerhalb des Werksgeländes der BASF SE erfolgt im Norden die Abgrenzung zur Abrech-

nungseinheit Oppau durch die Gemarkungsgrenze zwischen Oppau und Friesenheim und im 

Süden zur Abrechnungseinheit Nord ebenfalls durch die dort verlaufende Gemarkungsgrenze 

Friesenheim/ Ludwigshafen. Im Osten erfolgt die Abgrenzung durch den Rhein. 

Die durch das Gebiet verlaufenden klassifizierten Straßen stellen keine zwingend trennende 

Zäsur dar, da sie sowohl für den fußläufigen Verkehr als auch für den Kraftfahrzeugverkehr an 

vielen Stellen ungehindert und ohne großen Aufwand gequert werden können. 

4) Abrechnungseinheit "04 Oppau" 

Die Abrechnungseinheit "04 Oppau" wird im Nordwesten von der Industriegleisanlage und den 

dort anliegenden Grünflächen zur Abrechnungseinheit Edigheim abgegrenzt. Ab dem Bereich, 

in welchem die Industriegleisanlage auf die L 523 stößt (südöstlich des Stricklerweihers) erfolgt 

die Abgrenzung nach Westen durch die L 523 und den westlich davon gelegenen Außenbe-

reichsflächen. 

In nordwestlicher und nördlicher Richtung erfolgt die Abgrenzung durch die von der L 523 nach 

Nordosten führenden Abfahrtsrampe, welche sich als Straße „Am Hansenbusch“ fortsetzt. 

Im weiteren Verlauf erfolgt die Abgrenzung ab den Schnittpunkten der Ortsbezirksgrenze mit 

der sich verzweigenden Straße „Am Hansenbusch“ durch die Ortsbezirksgrenze selbst. 

Der Landestraße L 523 kommt ab dem Stricklerweiher in südlicher Richtung keine trennende 

Wirkung zu, da sie dort an mehreren Stellen gequert werden kann: Im nördlichen Bereich be-

findet sich eine Unterführung für Fußgänger und Radfahrer neben dem Industriegleis. Weitere 

Querungen sowohl für den fußläufigen Verkehr als auch für den Kraftfahrzeugverkehr stellen 

die Rheinstraße und die Bgm.-Trupp-Straße dar. 

Auch die Kreisstraße 1 stellt keine trennende Zäsur dar: Es besteht eine Unterführung für Fuß-

gänger und Radfahrer neben dem Industriegleis. Im Bereich der Rheinstraße und Bgm.-Trupp-

Straße kann die Kreisstraße mit Fahrzeugen gequert werden; für fußläufigen Verkehr und Rad-

fahrer bestehen jeweils lichtsignalisierte Querungsmöglichkeiten. 

Im Süden endet die Abrechnungseinheit mit der südlichen Grenze des BBP Nr. 475a, an welche 

Außenbereichsflächen angrenzen und im Südosten mit der Ortsbezirksgrenze. 

Im Bereich des Werksgeländes der BASF SE erfolgt die Abgrenzung zur Abrechnungseinheit 

Friesenheim durch die Gemarkungsgrenze Oppau/ Friesenheim. 

5) Abrechnungseinheit "05 Gartenstadt"  

Im Norden erfolgt die Abgrenzung der Abrechnungseinheit "05 Gartenstadt" durch die A 650, 

im Osten und Süden und Westen erfolgt die Abgrenzung der Abrechnungseinheit durch die 

Ortsbezirksgrenze, um die Abrechnungseinheiten nicht zu groß werden zu lassen. Relevante 

trennende Zäsuren sind innerhalb des Abrechnungsgebietes nicht vorhanden. 

 

 



 

6) Abrechnungseinheit "06 Mundenheim" 

Die Abgrenzung der Abrechnungseinheit "06 Mundenheim" von den benachbarten Abrech-

nungseinheiten erfolgt durch die Ortsbezirksgrenze, um die Abrechnungseinheiten nicht zu groß 

werden zu lassen. Die durch die Abrechnungseinheit verlaufende Bahnlinie entfaltet hier keine 

trennende Wirkung, da sie keine relevante Zäsur darstellt und an mehreren Stellen problemlos 

über- bzw. unterquert werden kann: Hierzu zählt der Schänzeldamm (K 13), der von allen Ver-

kehrsarten genutzt werden kann. Für den fußläufigen Verkehr bestehen Unterführungen an der 

Weißenburger Straße, am Bahnhof Mundenheim und an der Pinienstraße/Oberstraße. 

Für den Kraftfahrzeugverkehr besteht weiterhin die Möglichkeit, die Bahntrasse durch den 

"Mundenheimer Tunnel" im Bereich des Bahnhofes Mundenheim zu queren. 

Die durch das Gebiet verlaufenden klassifizierten Straßen stellen keine zwingend trennende 

Zäsur dar, da sie sowohl für den fußläufigen Verkehr, als auch für den Kraftfahrzeugverkehr an 

vielen Stellen ungehindert und ohne großen Aufwand gequert werden können. Dies gilt auch 

für die B 44, bei der eine ungehinderte Querung im Bereich des sog. Giulini-Knotens der Ebern-

burgstraße und im Bereich der Wegelnburgstraße/ Shellstraße möglich und ausreichend ist. 

7) Abrechnungseinheit "07 Oggersheim" 

Die Abrechnungseinheit "07 Oggersheim" wird im Norden von der Bahnlinie begrenzt und im 

Nordwesten, Westen und Osten durch die Ortbezirksgrenze. Im Süden erfolgt die Abgrenzung 

zur Abrechnungseinheit Maudach durch Außenbereichsflächen.  

Die A 650 entfaltet keine trennende Wirkung, da sie an der Speyerer Straße durch eine Unter-

führung von allen Verkehrsarten ungehindert passiert werden kann. Weiterhin kann die A 650 

über die K 3 durch Kraftfahrzeuge passiert werden. 

Die im Westen verlaufende B 9 entfaltet in diesem Bereich ebenfalls keine trennende Wirkung, 

da sie in relativ kurzem Abstand an 2 Stellen (Dürkheimer Straße und Ruchheimer Straße) 

problemlos von allen Verkehrsarten überquert werden kann. 

8) Abrechnungseinheit "08 Rheingönheim" 

Die Abrechnungseinheit "08 Rheingönheim" wird im Osten durch den Rhein begrenzt. Im Wes-

ten und im Süden erfolgt eine Abgrenzung durch Außenbereichsflächen und im Norden durch 

die Ortsbezirksgrenze „Rheingönheim“. 

Die B44 und die Bahnlinie entfalten keine trennende Wirkung, da sie an mehreren Stellen prob-

lemlos durch alle Verkehrsarten über- bzw. unterquert werden können: Hinsichtlich der Bahnli-

nie bestehen an der Meckenheimer Straße Querungsmöglichkeiten für alle Verkehrsarten. Fuß-

läufig kann die Bahnlinie durch die Unterführung am Bahnhof Rheingönheim gequert werden. 

Eine Querung der B 44 ist über die Meckenheimer Straße, Eisenbahnstraße und über die Er-

bachstraße für alle Verkehrsarten möglich. 

9) Abrechnungseinheit "09 Maudach" 

Die Abrechnungseinheit "09 Maudach" wird im Wesentlichen durch Außenbereichsflächen ab-

gegrenzt. Nach Osten erfolgt die Abgrenzung zur Abrechnungseinheit Gartenstadt durch die 

Ortsbezirksgrenze. Die im Süden verlaufende K13 entfaltet keine trennende Wirkung, da sie an 

der Hindenburgstraße von Fußgängern und Radfahrern und an der Schweigener Straße prob-

lemlos von allen Verkehrsarten überquert werden kann. 

 

 



 

10) Abrechnungseinheit "10 Ruchheim" 

Die Abrechnungseinheit "10 Ruchheim" wird in allen Himmelsrichtungen durch die Ortsbezirks-

grenze abgegrenzt. 

Die im Norden verlaufende Straßenbahnlinie entfaltet keine trennende Wirkung, da sie über die 

Maxdorfer Straße von allen Verkehrsarten unproblematisch gequert werden kann. Zudem be-

steht am Haltepunkt eine weitere fußläufige Querungsmöglichkeit. Auch die A 650 entfaltet 

keine trennende Wirkung, da diese ebenfalls von allen Verkehrsarten unproblematisch gequert 

werden kann. 

11) Abrechnungseinheit "11 Mitte" 

Die Abgrenzung der Abrechnungseinheit "11 Mitte" erfolgt im Norden und Westen durch die 

Ortsbezirksgrenze, um die Abrechnungseinheiten nicht zu groß werden zu lassen, im Osten 

durch den Rhein. 

Die Südgrenze des Abrechnungsgebietes bildet von Westen kommend zunächst die B 37 

(Hochstraße Süd) und ab der Höhe des Hauptbahnhofes die Bahnlinie, die trotz mehrerer Un-

terführungen durch ihre massive Bauweise eine deutliche und gravierende Zäsur darstellt.  

Es handelt sich hier um ein zusammenhängendes Gebiet; etwaige trennende Zäsuren sind nicht 

zu erkennen. 

12) Abrechnungseinheit "12 West" 

Die Abrechnungseinheit "12 West" wird im Norden und Nordosten durch die dort verlaufende 

Bahnlinie abgegrenzt, die optisch eine deutlich wahrnehmbare Zäsur darstellt. Im Westen, Os-

ten und Süden wird sie begrenzt durch die Ortbezirksgrenze, um die Abrechnungseinheiten 

nicht zu groß werden zu lassen. 

Im Süden verläuft die A 650 durch die Abrechnungseinheit. Diese kann jedoch auf der relevan-

ten Strecke zwischen Bliesstraße und der Bruchwiesenstraße (ca. 500 Meter) an drei Unterfüh-

rungen von fußläufigem und Kraftfahrzeugverkehr passiert werden, weshalb sie hier keine tren-

nende Wirkung entfaltet. 

13) Abrechnungseinheit "13 Edigheim" 

Die Abgrenzung der Abrechnungseinheit "13 Edigheim" erfolgt im Süden durch die Industrieg-

leisanlage und die dort anliegenden Grünflächen, um die Abrechnungseinheiten nicht zu groß 

werden zu lassen. Eine Ausnahme stellt der Bereich der Straßen „Glockenloch“ und „Fasel-

wiese“ dar; eine Überquerung der Bahnlinie ist dort problemlos möglich. Im Norden erfolgt die 

Abgrenzung durch die B 9, im Westen, Osten und Nordosten erfolgt eine Abgrenzung durch 

Außenbereichsflächen. Die K 1 ist für KFZ problemlos zu queren; für Fußgänger und den Rad-

fahrverkehr besteht eine Querungsmöglichkeit am Kreisverkehr in Höhe des Ostringplatzes und 

an der Unterführung in Höhe der Bgm.-Fries-Straße. 

Die Abrechnungseinheit Edigheim ist daher als zusammenhängendes Gebiet ohne trennende 

Zäsuren zu werten 

14) Abrechnungseinheit "14 Pfingstweide" 

Die Abrechnungseinheit "14 Pfingstweide" wird im Norden und Westen durch die Stadtgrenze 

und im Süden und im Osten von der B 9 abgegrenzt. 



 

Es handelt sich hier um ein zusammenhängendes Gebiet; etwaige trennende Zäsuren sind nicht 

zu erkennen. Die im Osten befindliche B 9, die mit Abbiegespuren sechsspurig und autobahn-

ähnlich ausgebaut ist, stellt in der Örtlichkeit eine so massive Zäsur dar, dass von einem zu-

sammenhängenden Gebiet keine Rede mehr sein kann. Diese Zäsur wird auch nicht durch die 

- einzige – schmale Unterführung zur Jugendfarm hin aufgehoben. Eine typisch tatsächliche 

Straßennutzung zu zentralen Einrichtungen, welche den trennenden Charakter der Zäsur über-

winden könnte, ist nicht ersichtlich. 

15) Abrechnungseinheit "15 Notwende" 

Die Abrechnungseinheit "15 Notwende" wird im Westen, durch die Ortsbezirksgrenze und im 

Norden und Nordosten durch Außenbereichsflächen abgegrenzt. Im Süden bildet die Bahnlinie 

die Grenze, die optisch eine deutlich wahrnehmbare Zäsur darstellt. Ab dem Schnittpunkt der 

Bahnlinie mit der nach Nordosten verlaufenden Ortsbezirksgrenze bildet zunächst die Ortsbe-

zirksgrenze, im weiteren Verlauf nach Norden hin Außenbereichsflächen die Abgrenzung. 

16) Abrechnungseinheit "16 Nachtweide" 

Die Abrechnungseinheit "16 Nachtweide" wird im Westen durch die Industriegleisanlage, im 

Nordwesten durch die äußere Grenze des BBP 380 b und im Nordosten durch die äußere 

Grenze des BBP Nr. 380 abgegrenzt. Im Süden und Südosten erfolgt die Abgrenzung durch die 

Straße „Am Hansenbusch“. 

Es handelt sich hier um ein zusammenhängendes Gebiet; etwaige trennende Zäsuren sind nicht 

zu erkennen. 

 

Satzung 

über die Aufhebung der Satzung über die Festlegung des Beitragssatzes bei der Erhebung wie-

derkehrender Beiträge für den Ausbau öffentlicher Verkehrsanlagen in den Abrechnungseinhei-

ten Süd, Nord, Friesenheim, Oppau, Gartenstadt, Mundenheim, Oggersheim, Rheingönheim, 

Maudach, Ruchheim, Mitte, West, Edigheim, Notwende, Pfingstweide und Nachweide  

Aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung (Gemo) für Rheinland-Pfalz i. d. F. vom 31.01.1994 (GVBl. 

S. 153), zuletzt geändert durch Gesetzes vom 24.05.2023 (GVBl. S. 133) sowie der §§ 2 Abs. 1 und 

10a Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes für Rheinland-Pfalz (KAG) vom 20.06.1995 (GVBl. S. 175) 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.05.2022 (GVBl. S. 207) erlässt die Stadt Ludwigshafen am Rhein 

auf Beschluss des Stadtrates vom 11.12.2023 folgende Satzung: 

§ 1 - Aufhebung 

Die Satzung über die Festlegung des Beitragssatzes bei der Erhebung wiederkehrender Beiträge für 

den Ausbau öffentlicher Verkehrsanlagen in den Abrechnungseinheiten Süd, Nord, Friesenheim, 

Oppau, Gartenstadt, Mundenheim, Oggersheim, Rheingönheim, Maudach, Ruchheim, Mitte, West, E-

digheim, Notwende, Pfingstweide und Nachweide beschlossen und genehmigt am 21.12.2000 durch 

den Stadtrat wird aufgehoben. 

§ 2 - Inkrafttreten 

Die Satzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft 

 



 

Ludwigshafen am Rhein, den 13.12.2023 

Stadtverwaltung 

gez. 

Jutta Steinruck 

Oberbürgermeisterin 

 

Bebauungsplan wird rechtskräftig; 

Bebauungsplan Nr. 540b "Am unteren Grasweg – Lipoid"; 

Stadtteil: Maudach 

Der Stadtrat der Stadt Ludwigshafen am Rhein hat in seiner Sitzung am 11.12.2023 den Bebauungsplan 

Nr. 540b "Am unteren Grasweg – Lipoid" gemäß § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) als Sat-

zung beschlossen. 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 4,3 ha und ergibt sich aus der gestrichelten Linie im 

beigefügten Lageplan. Er liegt zwischen Frigenstraße und den südlichen landwirtschaftlichen Flächen 

von Maudach. Im Westen wird er begrenzt durch die Stadtgrenze, im Osten durch den Torfstecherring 

bzw. Unteren Grasweg. 

Der Bebauungsplan wird durch diese amtliche Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Verbin-

dung mit § 88 Abs. 6 Landesbauordnung rechtsverbindlich. Er kann zusammen mit der Begründung 

während der Dienststunden bei der Stadtplanung, Halbergstraße 1, 67061 Ludwigshafen am Rhein, von 

jedem eingesehen werden. Sofern in den textlichen Festsetzungen DIN-Vorschriften (Deutsches Institut 

für Normung e.V.) bzw. Regelwerke angegeben werden, können diese dort ebenfalls von jedermann 

eingesehen werden. 

Nach § 215 Abs. 1 BauGB sind 

1. eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften, 

2. eine Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächen-

nutzungsplanes unter der Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 und 

3. Mängel des Abwägungsprozesses nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB sowie 

4. Mängel nach § 214 Abs. 2a BauGB 

unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes bei 

der Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein (Bereich Stadtplanung, Halbergstraße 1, 67061 Ludwigs-

hafen am Rhein) schriftlich geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung begrün-

den soll, ist darzulegen. Entschädigungsberechtigte können gemäß § 44 Abs. 3 BauGB Entschädigung 

verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. 

Die Fälligkeit des Anspruchs ist dadurch herbeizuführen, dass die Leistung der Entschädigung bei der 

Stadtverwaltung Ludwigshafen (Bereich Stadtplanung, Halbergstraße 1, 67061 Ludwigshafen am 

Rhein) schriftlich beantragt wird. Der Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jah-

ren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die oben genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, 

die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird (§ 44 Abs. 4 BauGB). 

 



 

Eine Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung (GemO) ist nach  

§ 24 Abs. 6 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach dieser öffentlichen  

Bekanntmachung schriftlich unter Bezeichnung der Tatsachen, die eine solche Rechtsverletzung  

begründen können, gegenüber der Stadtverwaltung (Bereich Stadtplanung, Halbergstraße 1, 67061 

Ludwigshafen am Rhein) geltend gemacht wird. Hat jemand die Verletzung von Verfahrens- und Form-

vorschriften nach § 24 Abs. 6 S. 2 Nr. 2 GemO geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der Jahres-

frist jeder diese Verletzung geltend machen. 

Die Gemeinde hat von der Möglichkeit des § 13a BauGB Gebrauch gemacht, den Bebauungsplan im 

beschleunigten Verfahren aufzustellen. 

Ludwigshafen am Rhein, 08.01.2024 

Stadtverwaltung 

gez. 

Alexander Thewalt 

Beigeordneter 

Geltungsbereich: 

 



 

Bebauungsplan liegt aus 

Bebauungsplan Nr. 586b "Mittelstandspark Mannheimer Straße" 

Stadtteil: Oggersheim 

Der Stadtrat der Stadt Ludwigshafen am Rhein hat in seiner Sitzung am 19.03.2018 gemäß § 2 Abs. 1 

des Baugesetzbuches (BauGB) die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 586b "Mittelstandspark 

Mannheimer Straße" beschlossen. Des Weiteren hat der Bau- und Grundstücksausschuss in seiner 

öffentlichen Sitzung am 11.09.2023 beschlossen, die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 

BauGB durchzuführen. 

Ziel und Zweck der Planung 

Durch die Planung sollen sowohl die Verlagerung von bestehenden ortsansässigen Gewerbe-, Hand-

werks- und Dienstleistungsbetrieben als auch die Neuansiedlung von Betrieben ermöglicht werden. 

Ziele des Bebauungsplans ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ansiedlungen dieser 

Betriebe im Plangebiet zu schaffen, um den betreffenden Betrieben in Ludwigshafen die benötigten 

Entwicklungsmöglichkeiten bieten zu können. Wegen der Knappheit von erschlossenen, preiswerten 

Gewerbeflächen in Ludwigshafen sollen die betreffenden Flächen als Gewerbegebiet festgesetzt wer-

den. 

Südwestlich des Plangebietes befindet sich das Wohngebiet Paracelsusstraße. Wegen der Nähe zum 

Wohngebiet besteht in diesem Bereich des Plangebietes ein Erfordernis der Rück-sichtnahme der ge-

werblichen Nutzung innerhalb des Plangebietes auf die Wohnnutzung. Punktuell vorhandene Wohnnut-

zungen im Geltungsbereich sollen in ihrem Bestand gesichert werden. Ebenso müssen die Ziele des 

geplanten gemischten Nutzungskonzepts westlich des Heinrich-Pesch-Hauses (Bebauungsplan Nr. 

657) Beachtung finden. Entsprechende Regelungen sollen im Bebauungsplan Nr. 586b getroffen wer-

den. 

Auf den gewerblichen Bauflächen sollen Betriebe des Beherbergungsgewerbes nicht zulässig sein. An-

lagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sowie Vergnügungsstätten sollen 

auch nicht ausnahmsweise zulässig sein. 

Plangebiet 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt sich aus der gestrichelten Linie im beigefügten  

Lageplan und wird begrenzt: 

im Norden: durch die Mannheimer Straße  

im Osten: durch die östliche Grenze Flurstück Nr. 2829/1  

im Süden: durch die südliche Grenze Flurstücke Nr. 2829/6 Weg, 2266/39 Weg, 2930/10  

  Weg sowie  

im Westen: durch die westliche Grenze Flurstück Nr. 2909/3. 

Die Fläche des Plangebietes beträgt ca. 15,7 ha. 

Offenlagezeitraum und weitere Angaben 

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 586b "Mittelstandspark Mannheimer Straße" mit seiner Begrün-

dung, den textlichen Festsetzungen einschließlich der bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellung-

nahmen kann in der Zeit vom  

18. Januar 2024 bis einschließlich 19. Februar 2024 

im Internet unter www.ludwigshafen.de über den Pfad: Nachhaltig / Planen, Bauen, Wohnen / Bauleit-

planung / Öffentlichkeitsbeteiligung eingesehen werden. 



 

Ebenso kann der Inhalt der Bekanntmachung nach § 3 Abs. 2 Satz 5 BauGB im Internet unter www.lud-

wigshafen.de über den Pfad: Bürgernah / Rathaus / Amtsblatt eingesehen werden. 

Die im Internet veröffentlichten Unterlagen liegen gleichzeitig während der Dienststunden (Montag bis 

Donnerstag von 8:30 Uhr bis 16:00 Uhr und freitags von 8:30 bis 12:00 Uhr) bei der Stadtplanung der 

Stadt Ludwigshafen am Rhein, Halbergstraße 1, 67061 Ludwigshafen, im Foyer im Erdgeschoss, zur 

öffentlichen Einsichtnahme aus. 

Gemäß § 3 Abs. 2 S. 4, 2. HS in Verbindung mit § 4a Abs. 5 BauGB wird darauf hingewiesen, dass 

Stellungnahmen während der Auslegungsfrist abgegeben werden können und dass nicht fristgerecht 

abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben 

können, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt 

für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplanes nicht von Bedeutung ist. 

Arten umweltbezogener Informationen 

Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind bei der Stadt Ludwigshafen am Rhein verfügbar 

und werden öffentlich ausgelegt bzw. im Internet bereitgestellt: 

• Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 586b „Mittelstandspark Mannheimer Straße“ 

Der Umweltbericht ist gesonderter Bestandteil der Begründung zum Bebauungsplan. Er trifft 

Aussagen zu Auswirkungen der Planung auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, 

Wasser, Luft / Klima, Landschaft, biologische Vielfalt, Menschen und deren Gesundheit sowie 

Kultur- und Sachgüter. 

 

Nach der Erläuterung der geplanten Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung der Beein-

trächtigung sowie zum Ausgleich erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen auf die Schutz-

güter folgt die Prognose und Bewertung der verbleibenden erheblichen nachteiligen Umwelt-

auswirkungen des Vorhabens. Zudem werden u.a. Aussagen zu den Themen Artenschutz,  

Lärmimmissionen und Bodenbelastungen getroffen.  

Grundlage dafür bilden die nachfolgend aufgeführten Gutachten und Fachbeiträge: 

• Orientierende Untersuchung von Verdachtsflächen 

• Schalltechnisch-Städtebaulich-Strategische Beratung 

• Grünordnungsplan 

• Fachbeitrag Artenschutz 

• Geruchsimmissionen im Plangebiet 

• Klimagutachten 

• Fachbeitrag Wasserwirtschaft 

• Verkehrliche Beurteilung 

Weiterhin wurden während der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

gemäß § 4 Abs. 1 BauGB, der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

Stellungnahmen mit umweltbezogenen Informationen zu folgenden Themen vorgebracht: 

• Berücksichtigung von Telekommunikationslinien und Richtfunkverbindungen 

• Hinweis zum Umgang mit archäologischen Funden 

• Hinweis auf Kulturdenkmal 

• Hinweis zur Kampfmittelsondierung 

• Berücksichtigung des Radonpotenzials 

• Hinweis zu Eingriffen in den Baugrund und bei Bodenarbeiten 

• Hinweise zum Bodenschutz 

• Flächenverlust und Beeinträchtigungen landwirtschaftlich nutzbarer Standorte 



 

• Hinweis auf Verkehrslärm durch Straßenbahnbetrieb 

• Hinweis zur Ver- und Entsorgung des Plangebiets 

• Berücksichtigung von Versorgungsleitungen 

• Hinweise zur Abfallwirtschaft 

• Hinweis auf hochwasserangepasste Bauweise und Nutzung 

• Vorgaben zum Umgang mit anfallendem Niederschlagswasser und Erstellung eines 

 Entwässerungskonzeptes 

• Biotopverbundplanung, Grünstrukturen, stadtklimatische Auswirkungen und Auswirkungen 

 auf vorhandene Tierwelt, Eingriffsvermeidung/ Eingriffsbegrenzung 

• Hinweise zu Kompensationsflächen 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grundlage des § 3 BauGB in Verbindung mit 

Art. 6 Abs. 1e Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und dem rheinlandpfälzischen Datenschutzge-

setz. Wird eine Stellungnahme ohne Absenderangaben abgegeben, erfolgt keine Mitteilung über das 

Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen sind dem Form-blatt "Informationspflichten bei der Erhe-

bung von Daten im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach BauGB“ (Art. 13 DSGVO)" zu entneh-

men, welches im Rahmen der Offenlage ausliegt. 

Ludwigshafen am Rhein, den 08.01.2024 

Stadtverwaltung 

gez. 

Alexander Thewalt 

Beigeordneter 

Geltungsbereich: 

 

 



 

Ausschreibungen der Stadt Ludwigshafen 

Öffentliche Ausschreibungen der Stadt Ludwigshafen finden Sie ab sofort unter  

www.auftragsboerse.de. 

Dort können Sie alle Ausschreibungsunterlagen kostenlos abrufen! 

Es ist Ziel der Stadt Ludwigshafen die Umsetzung der elektronischen Vergabe weiter zu stärken. 

Um die Vergabevorgänge zwischen Auftraggeber und Bietern möglichst einfach und effizient zu gestal-

ten, hat sich die Stadt Ludwigshafen der neuen und optimierten E-Vergabeplattform der Metropolregion 

Rhein-Neckar angeschlossen. 

http://www.auftragsboerse.de/

